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Wohl kein Arbeit-
nehmer würde 
kräftig in die 

Hände spucken, wenn 
ihm von 100 Euro Lohn 
nur 10 oder 20 Euro üb-
rigbleiben. In dieser Si-
tuation befinden sich 
viele Hartz-IV-Bezieher, 
wenn sie eine Tätigkeit 
aufnehmen. Die ersten 
100 Euro Hinzuver-
dienst können sie kom-
plett behalten – ohne 
jeden Abzug. 
Von jedem weiteren 
Euro müssen sie aber 
80 bis 90 Prozent ab-
geben. Das ist wahrlich 
nicht motivierend. Man-
cher Betroffene wird 
sich in die Untätigkeit 
gedrängt fühlen – oder 
er wird in die Schwarz-
arbeit abtauchen. 
Die Hinzuverdienst-
Grenzen sind ein Bei-
spiel für eine Sozialge-
setzgebung, die die Be-
troffenen im Ergebnis 
ebenso bremst wie die 
gesamte Wirtschafts-
entwicklung. Denn der 
Mangel an Arbeitskräf-
ten ist für viele Bran-
chen zum schwerwie-
genden Wachstums-
hindernis geworden. 
Unser Land kann jede 
fleißige Hand gebrau-
chen. 
Wenn es in Berlin jetzt 
zu Koalitionsverhand-
lungen kommen sollte, 
dann gehören die Sozi-
algesetze auf den Prüf-
stand. Der Sozialstaat 
muss dort, wo es nötig 
ist, kräftig helfen. Das 
tut unser Staat. Aber er 
muss seine Hilfen auch 
so dosieren, dass sie 
nicht demotivieren. 
Das ist auch ganz wich-
tig für Beschäftigte mit 
eher geringem Einkom-
men. Auch für sie muss 
gelten: Arbeit und Leis-
tungen müssen sich für 
die Betroffenen lohnen.

Reformen

Volker Nies

Der Minijob ist gegenüber ei-
nem „normalen“ sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeits-
verhältnis sozialversiche-
rungs- und lohnsteuerrecht-
lich privilegiert. Der Arbeit-

nehmer behält grundsätzlich 
seinen Arbeitslohn brutto wie 
netto ohne Abzüge. Der Arbeit-
geber profitiert, weil er ohne 
aufwendige Lohnabrechnung 
pauschale Abgaben an die Mi-
nijob-Zentrale abführen kann. 

Bei einer geringfügigen Be-
schäftigung – umgangssprach-
lich Minijob genannt – wird 

zwischen der „Entgeltgering-
fügigkeit“ und der „Zeitgering-
fügigkeit“ unterschieden. Bei 
der Entgeltgeringfügigkeit 
handelt es sich um ein Dauer-
beschäftigungsverhältnis, bei 
dem das Arbeitsentgelt die 
Grenze von 450 Euro im Mo-
nat regelmäßig nicht über-
schreitet. Das gelegentliche 
und unvorhergesehene Über-
schreiten der Entgeltgrenze 
(maximal drei Monate im Jahr) 
ist grundsätzlich unschädlich.  

In die Berechnung des Ar-
beitsentgelts werden zusätzli-
che Leistungen wie etwa Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld 
einbezogen. Hat der Arbeit-
nehmer zwei Minijobs, darf 
das Arbeitsentgelt für beide zu-
sammen die Entgeltgrenze 
nicht überschreiten. Wird der 
Minijob neben einer versiche-
rungspflichtigen Haupttätig-
keit ausgeführt, bleibt der Mi-
nijob versicherungsfrei. 

Bei der Zeitgeringfügigkeit 
handelt es sich um eine Be-
schäftigung, die in einem Ka-
lenderjahr auf längstens zwei 
Monate oder 50 Arbeitstage be-
grenzt ist. Das Arbeitsentgelt 
aus einer zeitgeringfügigen Be-
schäftigung ist neben einer 
entgeltgeringfügigen Beschäf-
tigung versicherungsfrei, ohne 
dass das Arbeitsentgelt zusam-
mengerechnet wird.  

Der Arbeitgeber muss das ge-
ringfügige Beschäftigungsver-
hältnis bei der Minijob-Zentra-
le anmelden. Bei einer Entgelt-
geringfügigkeit hat der Arbeit-

geber 15 Prozent des Arbeits-
entgelts für die gesetzliche 
Rentenversicherung sowie 
grundsätzlich 13 Prozent des 
Entgelts für die gesetzliche 
Krankenversicherung sowie an 
die Minijob-Zentrale abzufüh-
ren. Bei zeitlich begrenzten Mi-

nijobs fallen diese Abgaben gar 
nicht an. Die Lohnsteuer wird 
ohne Prüfung der Lohnsteuer-
merkmale pauschal gezahlt. 
Umlagen für Krankheit, Mut-
terschutz und Insolvenzgeld 
sind stets an die Minijob-Zen-
trale zu entrichten. 

Der Arbeitnehmer ist von der 
Zahlung des Arbeitnehmerbei-
trags zur gesetzlichen Kran- 
ken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung befreit. Er muss 
jedoch grundsätzlich 3,7 Pro-
zent seines Arbeitsentgelts als 
Beitrag an die gesetzliche Ren-
tenversicherung bezahlen, 
kann sich aber durch schriftli-
chen Antrag an den Arbeitge-
ber hiervon befreien lassen. 
Auch bei einer solchen Befrei-
ung bleibt der Arbeitgeber zur 
Abführung des Arbeitgeberbei-
trags zur gesetzlichen Renten-
versicherung verpflichtet. 

Sobald feststeht, dass die Hö-
he des Arbeitsentgelts oder die 
Dauer des Beschäftigungsver-
hältnisses die Grenzen der ge-
ringfügigen Beschäftigung Ge-

ringfügigkeitsgrenze über-
schreiten wird, tritt ab diesem 
Zeitpunkt die uneingeschränk-
te Versicherungspflicht ein. 

Ein Minijob bringt zwar sozi-
alversicherungs- und lohn-
steuerrechtliche Vorteile, aus 
arbeitsrechtlicher Sicht liegt 
jedoch ein reguläres Arbeits-
verhältnis mit allen Rechten 
und Pflichten vor. Es besteht 
daher grundsätzlich Kündi-
gungsschutz, und insbesonde-
re auch ein (gegebenenfalls an-
teiliger) Anspruch auf Urlaub 
und Entgeltfortzahlung.  

Ein Minijob hat sowohl für 
den Arbeitgeber als auch für 
den Arbeitnehmer erhebliche 
Vorteile hinsichtlich der Zah-
lung von Steuern und Sozial-
versicherungsbeiträgen. Ein 
scharfer Blick auf das Einhal-
ten der Geringfügigkeitsgren-
zen zahlt sich aus.  

 
Vanessa Hillabrand ist studenti-
sche Mitarbeiterin bei Greenfort 
Rechtsanwälte in Frankfurt. 

Der Student und die 
Hausfrau, der Rentner 
und die Angestellte, sie 
alle haben ihn: den Mini-
job. 7,3 Millionen Men-
schen gehen in Deutsch-
land heute einer gering-
fügigen Beschäftigung 
nach. Der Minijob ist be-
liebt, doch seine komple-
xen gesetzlichen Regeln 
sind oft schwer zu durch-
dringen. Ein Überschrei-
ten der Geringfügig-
keitsgrenzen kann für 
den Arbeitgeber enorme 
sozialversicherungs- und 
lohnsteuerrechtliche Fol-
gen haben.  

Von Vanessa Hillabrand

MINIJOBS haben für Mitarbeiter und Firmen Vorteile, wenn Grenzen eingehalten werden

Profitable Nebentätigkeit mit Fallstricken

Vanessa Hillabrand

RECHTSFRAGEN  
IM FIRMENALLTAG

Elastische Hightech-Materia-
lien, feuerfestes Aramid, Ab-
riebschutz aus Keramik: Ein 
Großteil der Komponenten 
wurde speziell für die neue 
Stunt n’Media Kollektion ent-
wickelt und für extreme Einsät-
ze am Filmset konzipiert. Der 
Medienbranche entsprechend 
ist die Bekleidungslinie in 
Schwarz gehalten und versteht 
sich somit in jeder Hinsicht als 
exklusives „black label“. 

Bereits seit vielen Jahren ist 
das Unternehmen aus Bieber-
gemünd im Main-Kinzig-Kreis  
für seine technisch anspruchs-
vollen Film- und Fotoaufnah-
men in Kalifornien bekannt. 
„Immer wieder wurden wir am 
Set auf unsere Bekleidung an-
gesprochen und gefragt, ob 
nicht auch der US-Markt für 
uns von Interesse sei. Die Film-
branche in Hollywood ist eine 
spannende Nische und steht 
für Glamour und State-of-the- 
Art-Blockbuster. Hierfür 
braucht man die größten Ta-
lente und bestes Equipment. 
Unsere Kollektion wurde des-

halb speziell für Stuntleute 
und das Team hinter der Kame-
ra entwickelt, wie Fotografen 
oder Ton- und Lichttechni-
ker“, sagt Henning Strauss. 

Das Unternehmen plant ei-
ne Zusammenarbeit mit der 
Stuntmen’s Association. Diese 
soll in Zukunft mit der neuen 
Stuntkollektion ausgestattet 
werden. „Hightech-Features 
mit coolem Design: Wir freuen 
uns sehr auf die Zusammenar-
beit und das gemeinsame Bran-
ding mit Strauss“, sagt Präsi-
dent Jeff Wolfe von der Stunt-
men’s Association. Die Stunt-
men’s Association of Motion 
Pictures ist die erste und größte 
Vereinigung professioneller 
Stuntleute und Filmemacher 
in Hollywood. vn

Die Stunt- und Medien-
branche in Hollywood 
setzt jetzt auf Arbeitsbe-
kleidung von Strauss. Für 
die Expansion in den 
USA wurde die Landes-
gesellschaft strauss 
workwear, inc. in der 
Filmmetropole gegrün-
det. Die exklusiv für die 
Stuntmen‘s Association 
of Motion Pictures konzi-
pierte Kollektion wurde 
in Los Angeles von Hen-
ning Strauss persönlich 
vorgestellt. 

ENGELBERT STRAUSS stattet Stuntmen professionell aus

Osthessen goes Hollywood 

Die Zahl der Arbeitslosen sinkt. 
„Gesetzgeber und Jobcenter 
sollten die gute Lage nutzen 

und sich um die kümmern, die 
nur deshalb Hartz-IV brau-
chen, weil sie nur Teilzeit arbei-
ten. Wer Vollzeit arbeiten 
kann, muss vom Jobcenter in 
eine Vollzeit-Tätigkeit vermit-
telt werden. Der Gesetzgeber 
sollte die Hinzuverdienstre-
geln für Hartz-IV-Bezieher so 
ändern, dass sich Vollzeitarbeit 
mehr lohnt“, sagt VhU-Haupt-
geschäftsführer Dirk Pollert.  

Über 80 Prozent der gut 
70 000 Arbeitnehmer in Hes-
sen, die ergänzend Hartz-IV be-
ziehen („Aufstocker“), hätten 
lediglich einen Hinzuverdienst 
aus einer Teilzeitarbeit. 5300 
Personen übten eine selbst-
ständige Tätigkeit aus, die 
nicht zum Leben reiche. „Job-
center müssen von Hartz-IV-
Empfängern in Teilzeit oder in 
Selbstständigkeit Anstrengun-

gen zur Vollzeit-Arbeitssuche 
verlangen“, sagt Pollert.  

Die Politik müsse die Rah-
menbedingungen so ändern, 
dass Aufstocker finanziell stär-
ker zur Suche nach Vollzeitar-
beit motiviert würden. „Aktu-
ell sind die ersten 100 Euro 
vollständig, darüber hinaus 
aber nur noch 20 und 10 Pro-
zent eines Erwerbseinkom-
mens anrechnungsfrei. Länge-

res Arbeiten lohnt sich deshalb 
für diese Personen oft nicht. 
Das Land sollte sich dafür ein-
setzen, dass stattdessen die ers-
ten 200 Euro Lohn voll auf 
Hartz-IV angerechnet und ab 
da großzügigere Freibeträge 
gelten. So steigt der Anreiz zur 
Aufnahme einer Vollzeitbe-
schäftigung“, sagte Pollert. vn 

Bezieher von Hartz-IV soll 
mehr bleiben, wenn sie 
von einer Teilzeit- in eine 
Vollzeitstelle wechseln. 
Das fordert die Vereini-
gung hessischer Unter-
nehmerverbände (VhU).

UNTERNEHMERVERBÄNDE fordern Änderung der Hinzuverdienst-Grenzen

Arbeit soll sich für Hartz-IV-Bezieher mehr lohnen

Engelbert Strauss ist jetzt ein fester Bestandteil der Stunt- und Medienszene in der Filmmetropole Hollywood.

Unternehmer Henning Strauß war zur Markteinführung persönlich in Los Angeles.
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